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Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan 

121M "Am Kielsgraben" 

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein hat in seiner Sitzung am 15.12.2021 folgenden Beschluss 

gefasst: 

Der Bebauungsplan 121M "Am Kielsgraben" wird als Satzung beschlossen.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt durch: 

 die Straße am Kielsgraben im Süden, 
 die Monheimer Straße und die Baumberger Bürgerwiese im Westen, 
 den Greisbachsee sowie das Firmengelände der BMI Steildach GmbH im Norden sowie 
 die Deponie der Henkel KGaA im Osten 

 
und ist aus dem nachfolgend abgedruckten Planausschnitt ersichtlich.  
Hiermit wird der Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 

Der vorgenannte Bebauungsplan wird im Rathaus der Stadt Monheim am Rhein, Bereich Stadt-

planung und Bauaufsicht, Rathausplatz 2, 40789 Monheim am Rhein, 2. Obergeschoss, Zimmer 

218, 219, während der allgemeinen Dienstzeiten: 

Montag bis Mittwoch:  08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr 

Donnerstag:    08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 - 17:30 Uhr 

Freitag:    08:30 – 12:00 Uhr 

für jedermann zur Einsichtnahme und für die Erteilung von Auskünften bereitgehalten. 

 

Hinweise: 

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung (§ 

215 BauGB) 

Gemäß § 215 Abs.1 Baugesetzbuch werden 

1. eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 Baugesetzbuch beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,  

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung 

schriftlich gegenüber der Stadt Monheim am Rhein, Rathausplatz 2, 40789 Monheim am 

Rhein, unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht wor-

den. 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
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Gemäß § 7 Abs. 6 GO NW wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften dieses Gesetzes gegen den hiermit bekanntgemachten Bebauungsplan nach 

Ablauf eines Jahres seit seiner Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 

denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) der o.g. Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Stadt Monheim am Rhein, Rathausplatz 2, 40789 Monheim am Rhein, ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche (§ 44 BauGB) 

Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlan-

gen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 

kann gem. § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 

die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 

Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei 

Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-

mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

 
Monheim am Rhein, den 07.01.2022 
 
 
gez. 
Zimmermann 
Bürgermeister  
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Hinweisbekanntmachung: 
 
 
 

Satzung 
zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung 

für den Friedhof 
der Evangelischen Kirchengemeinde Monheim/Rhld. 

 
vom 27.09.2021 

 
 

§ 1 
 
Die Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Monheim/Rhld. vom 
19.03.2018 wird wie folgt geändert: 
 
 
Die Präambel erhält folgende Fassung: 
 
Die Evangelische Kirchengemeinde Monheim/Rhld. 
vertreten durch das Presbyterium 
 
erlässt gemäß Artikel 3a Absatz 2 der Kirchenordnung i. V. m. § 41 Wirtschafts- und Verwaltungs-
verordnung (WiVO) vom 14. September 2018 in der jeweils gültigen Fassung und § 12 der Verord-
nung für das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche 
von Westfalen und in der Lippischen Landeskirche vom 15. Juli 2011 die nachstehende Friedhofs-
satzung. 
 
 
Die Paragrafen 4 bis 7 erhalten folgende Fassung: 
 

§ 4 
Nutzungsgebühren 

 
(1) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht einschließlich Unterhaltung  
 durch die Friedhofsträgerin 
 
a) Erdbestattung von für Erdbestattungen von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr je Grab (Nutzungszeit 20 Jahre) 

5.750,00 Euro 

b) Verlängerungsgebühr je Jahr 287,00 Euro 
   
c) Urnenbeisetzungen (Nutzungszeit 15 Jahre) 1319,00 Euro 
d) Verlängerungsgebühr je Jahr 88,00 Euro 
 
(2) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht 
 
a) Urnenbeisetzung im Kolumbarium je Grab (Nutzungszeit 15 Jahre) 1.971,00 Euro 
b) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung je Grab und Jahr 131,00 Euro 
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(3) Wahlgrabstätten mit Nutzungsrecht 
 
a) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebens-
jahr (Nutzungszeit 15 Jahre) 

1.015,00 Euro 

b) Verlängerungsgebühr Wahlgrab für Verstorbene bis zum vollen-
deten  5. Lebensjahr je Jahr 

68,00 Euro 

   
c) 1-stelliges Wahlgrab für Erdbestattungen von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr (Nutzungszeit 20 Jahre) 

2.116,00 Euro 

d) Verlängerungsgebühr 1-stelliges Wahlgrab je Jahr 106,00 Euro 
   
e) 2-stelliges Wahlgrab für Erdbestattungen von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr (Nutzungszeit 20 Jahre) 

3.285,00 Euro 

f) Verlängerungsgebühr 2-stelliges Wahlgrab je Jahr 164,00 Euro 
   
g) 3-stelliges Wahlgrab für Erdbestattungen von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr (Nutzungszeit 20 Jahre) 

4.454,00 Euro 

h) Verlängerungsgebühr 3-stelliges Wahlgrab je Jahr 223,00 Euro 
   
i) 4-stelliges Wahlgrab für Erdbestattungen von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr (Nutzungszeit 20 Jahre) 

5.622,00 Euro 

j) Verlängerungsgebühr 4-stelliges Wahlgrab je Jahr 281,00 Euro 
   
k) Urnenbeisetzung je Grab (Nutzungszeit 15 Jahre) 1.015,00 Euro 
l) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung je Grab und Jahr 68,00 Euro 
   

 

§ 5 
Bestattungsgebühren 

 
(1)  Grundgebühren 

 
a) Erdbestattung Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 823,00 Euro 
   
b) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an 1.176,00 Euro 
   
c) 
 Erdbestattung im Tiefenwahlgrab untere Beisetzung 

1.411,00 Euro 

   
d) Urnenbeisetzung 588,00 Euro 
   
e) Urnenbeisetzung im Kolumbarium 353,00 Euro 
 

 
§ 6 

Gebühren für Umbettungen 
 

(1)  Umbettung auf demselben Friedhof 
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a) Erdbestattungen Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr je 

Grab 2.821,00 Euro 
   
b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten  

5. Lebensjahr an je Grab 4.232,00 Euro 
   
c) Urnenbeisetzungen je Grab 705,00 Euro 
   
d) Urnenbeisetzung in oder aus Kolumbarium 470,00 Euro 
 
 
 
(2)  Ausbettung bei Überführung auf einen fremden Friedhof 
 
a) Erdbestattungen von Totgeburten und Verstorbenen bis zum vollende-

ten 5. Lebensjahr je Grab 2.351,00 Euro 
   
b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten  

5. Lebensjahr an je Grab 2.939,00 Euro 
   
c) Urnenbeisetzungen je Grab 353,00 Euro 
   
d) Urnenbeisetzung aus Kolumbarium 235,00 Euro 
 
(3) Einbettung bei Überführung von einem fremden Friedhof 
 
a) Erdbestattungen von Totgeburten und Verstorbenen bis zum vollende-

ten 5. Lebensjahr je Grab 1.176,00 Euro 
   
b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten  

5. Lebensjahr an je Grab 1.411,00 Euro 
   
c) Urnenbeisetzungen je Grab 353,00 Euro 
   
d) Urnenbeisetzung in Kolumbarium 235,00 Euro 
 

§ 7 
Sonstige Gebühren 

 
(1) Zustimmung zur Errichtung eines stehenden Grabmales  45,00 Euro 
   
(2) Jährliche Prüfung der Standsicherheit von stehenden Grabmalen  
 je Jahr der Nutzungszeit 

5,00 Euro 

   
(3) Zustimmung zur Errichtung eines liegenden Grabmals 45,00 Euro 
   
(4) Zustimmung zur Errichtung einer Grabeinfassung 45,00 Euro 
   
(5) Zustimmung zur Errichtung einer sonstigen baulichen Anlagen 45,00 Euro 
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(6) Zustimmung zur Änderung eines Grabmals, einer Grabeinfassung oder 

einer sonstigen baulichen Anlage 45,00 Euro 
   
(7) Zulassung von Gewerbetreibenden gem. § 6 Abs. 1 Friedhofssatzung 
 inkl. zwei Ausweisen 

90,00 Euro 

   
(8) Ausstellung einer weiteren Berechtigungskarte an Gewerbetreibende 

gem. § 6 Abs. 6 Friedhofssatzung 45,00 Euro 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung gemäß § 37 der Friedhofssatzung in Kraft. 
 
 
Monheim, den 27.09.2021 
 
gezeichnet und gesiegelt 
Evangelische Kirchengemeinde Monheim  

 

  
 
 

 


